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Skandal in Brandenburg:
Innenministerin Lange unter

Lügenverdacht!
SPD-Innenministerin Katrin Lange steht wegen Vorwürfen

der Lügen und der Entlassung des Verfassungsschutzchefs
unter Druck.

Potsdam, Deutschland - Die politische Situation in
Brandenburg ist angespannt. Innenministerin Katrin Lange (SPD)
sieht sich mit schwerwiegenden Vorwürfen konfrontiert. Es wird
vermutet, dass sie das Parlament belogen hat, was das
Vertrauen in ihre Arbeit stark erschüttert hat. Ministerpräsident
Dietmar Woidke hat in der Vergangenheit gleich zwei
Wahlkämpfe mit dem Schwerpunkt auf der Abgrenzung zur
Alternative für Deutschland (AfD) gewonnen. Er betonte vor der
Wahl im September 2024, dass die Brandenburger Fahne keine
„braunen Flecken“ bekommen dürfe.
Die jüngsten Entwicklungen drehen sich um die Entlassung von



Jörg Müller, dem Leiter der Verfassungsschutzabteilung. Lange
ließ ihn von seinen Aufgaben entbinden, nachdem er die AfD als
gesichert rechtsextremistisch eingestuft hatte, eine Position, die
Lange nicht unterstützen wollte. Kritiker werfen Lange vor, der
AfD Argumente zu liefern und die alte Dienstanweisung des
vorangegangenen Innenministers aufgehoben zu haben.

Besondere Brisanz hat die Situation, da Lange bereits seit
Dezember 2024 von einem Gutachten zur Einstufung der AfD
wusste, dieses jedoch nicht weiterverfolgte. Die SPD-Fraktion
hegt ernsthafte Zweifel an ihrer Glaubwürdigkeit, insbesondere
in Bezug auf ihre Aussagen über den Zeitpunkt ihrer
Informationen. Lange selbst betrachtet die Entscheidung des
Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV) zur Einstufung der
AfD als gesichert rechtsextremistisch als irrelevant für
Brandenburg, was weiteren Unmut bei den Kritikern auslöst.
Viele befürchten, dass ihre Vorgehensweise der AfD den Zugang
zu Sicherheitsbehörden erleichtert.

Einstufung der AfD und ihre Folgen

Am 5. Mai 2025 bestätigte Innenministerin Katrin Lange
schließlich die Einstufung der AfD als „gesichert
rechtsextremistisch“, die jedoch von der Behörde bereits am 14.
April 2025 beschlossen worden war. Lange erhielt den Vermerk
erst an dem Tag seiner Bekanntgabe. Diese verspätete
Information sorgte für weiteren Unmut bei der Öffentlichkeit
sowie innerhalb ihrer eigenen Partei. Lange äußerte sich
skeptisch zur Entscheidung und kritisierte den spät erfolgten
Zeitpunkt der Bekanntmachung, besonders im Hinblick auf die
bevorstehenden politisch wichtigen Entscheidungen.
In den letzten Jahren hat sich die AfD von einer Anti-Euro-Partei
zu einer Organisation entwickelt, die durch ihre radikale Rhetorik
besticht. Vor der Einstufung als gesichert rechtsextremistisch
wurde die AfD in Brandenburg lediglich als Verdachtsfall
bewertet, während sie in anderen Bundesländern wie Sachsen
und Thüringen bereits stärkere Einstufungen erfahren hatte.



Rechtsextremismus in Deutschland

Die Problematik rund um die AfD steht nicht für sich allein. Laut
dem Verfassungsschutz besteht ein anhaltender Anstieg
rechtsextremistischer Strömungen in Deutschland. Im Jahr 2023
lag das Gesamtpersonalpotenzial der rechtsextremistischen
Szene bei etwa 40.600 Personen, was einen Anstieg um 1.800
Personen im Vergleich zum Vorjahr darstellt. Zudem stiegen die
rechtsextremistischen Straftaten im Jahr 2023 auf insgesamt
25.660 Delikte, was einem Anstieg von 22,4 % gegenüber 2022
entspricht. Unter diesen Delikten machen
körperverletzungsrelevante Straftaten mit fremdenfeindlichem
Hintergrund einen besorgniserregenden Anteil aus. Im gleichen
Jahr wurden 1.148 rechtsextremistische Gewalttaten registriert,
was ebenfalls einen Anstieg zum Vorjahr bedeutete. Die Themen
Migration und Asyl gewinnen unter Rechtsextremisten an
Bedeutung, verstärken jedoch die gesellschaftlichen
Spannungen.

Die politischen Konsequenzen der aktuellen Situation in
Brandenburg sind also weitreichend und werfen ein Schlaglicht
auf die Herausforderungen, mit denen die Verantwortlichen
konfrontiert sind. Die Debatte um die AfD und den Umgang mit
ihrer ideologischen Ausrichtung wird die Politik weiterhin prägen
und erfordert ein tiefgreifendes Nachdenken über den Umgang
mit extremistischen Ansichten in Deutschland.
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